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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Nur rund fünf Jahre nach dem letzten abschlägigen Entscheid wird sich das Parlament
erneut mit der Frage der Erhöhung der Anzahl Bundesräte beschäftigen müssen. Die
parlamentarische Initiative von Nadine Masshardt (sp, BE), die mit neun
Bundesratsmitgliedern die Konkordanz stärken möchte, wurde nämlich von der SPK-
NR im April 2021 mit 14 zu 9 Stimmen gutgeheissen. Es solle «ein neuer Anlauf gewagt»
werden, so die Kommission in ihrer Medienmitteilung. Dabei ging es der Initiantin und
der Kommission vor allem um eine bessere Abbildung der parteipolitischen Kräfte. In
der Tat waren nach den eidgenössischen Wahlen 2019 die Diskussionen um eine
adäquatere parteipolitische Zusammensetzung der Regierung teilweise heftig. Vor allem
die Grünen machten als Wahlsiegerinnen Ansprüche auf einen Sitz in der Exekutive
geltend, der je nach Betrachtung der Parteienstärke – die GP (13.2%) hatte hier die CVP
(11.4%) recht deutlich überflügelt – oder der totalen Anzahl Sitze in National- und
Ständerat (GP: 33 Sitze; CVP: 38 Sitze) gegeben schien oder nicht. Die
Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats 2019 änderten an der aktuellen personellen
und parteipolitischen Zusammensetzung (2 FDP, 2 SP, 2 SVP, 1 CVP) des Kollegiums
letztlich nichts, das Thema «Konkordanz» wurde jedoch eine Weile lang zum medialen
Dauerbrenner. 

Die Idee einer Aufstockung der Anzahl Mitglieder ist freilich alles andere als neu. Nicht
weniger als zwölf Mal seit 1848 wurden entsprechende Forderungen gestellt – fünf Mal
alleine in den letzten 25 Jahren (1996: Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz
(BRG 93.075); 2001: Staatsleitungsreform (BRG 01.080); 2010: Standesinitiative Tessin
(BRG 10.321); 2012: Antrag auf Gegenvorschlag zur Initiative Volkswahl des Bundesrates
(BRG 12.056); 2014: Pa.Iv. Staatspolitische Kommission Nationalrat (Pa.Iv. 13.443)). Alle
Forderungen, die meist im Nachgang von Bundesratswahlen auf eine adäquatere
Vertretung zielten – wobei jeweils eine Untervertretung von Sprachen, Landesteilen
oder Frauen kritisiert wurde – wurden jedoch letztlich vom Parlament verworfen.
Dieses Schicksal droht auch dem neuesten Versuch, sprach sich doch die SPK-SR Ende
Juni mit 7 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen gegen Folge geben aus. Der Bundesrat sei
kein «Repräsentationsorgan» und eine Reform der Exekutive müsse vielmehr das
Funktionieren der Kollegialbehörde im Fokus haben, begründete die Kommission ihren
Entscheid. Der Ball wurde damit an den Nationalrat gespielt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.06.2021
MARC BÜHLMANN

Weil sich die SPK-SR dagegen ausgesprochen hatte, der parlamentarischen Initiative
von Nadine Masshardt (sp, BE) Folge zu geben, die SPK-NR das Begehren aber nach wie
vor mit 13 zu 10 Stimmen unterstützen wollte, hatte sich die grosse Kammer in der
Wintersession 2021 mit der Idee einer Aufstockung der Anzahl Bundesratsmitglieder
auf neun zu befassen. Die nationalrätliche Kommission legte in ihrem Bericht dar, dass
die Regierung «die Kräfteverhältnisse im Parlament bedeutend weniger gut abbildet als
früher». Die Konkordanz verlange jedoch, dass alle wichtigen Kräfte eingebunden
würden. Eine Aufstockung auf neun Magistratinnen und Magistraten würde nicht nur die
parteipolitische Repräsentation verbessern, sondern auch mehr Möglichkeiten bieten,
um Frauen und Männer oder verschiedene Regionen gleichberechtigter zu vertreten.
Die wachsenden Aufgaben könnten zudem auf mehr Schultern verteilt werden. 
Auf ebendiese zunehmende Belastung verwies die Initiantin bei der Eröffnung der
Ratsdebatte, indem sie einen aktuellen Bezug zur Pandemie zeichnete, bei der sich die
immer grösser werdende Aufgabenlast der Regierungsmitglieder in besonderem Masse
zeige. Statt immer mehr Staatssekretärinnen und -sekretäre zu berufen – dies war eine
Forderung der starken bürgerlichen Kommissionsminderheit, die sich statt einer
Aufstockung eher eine Staatsleitungsreform wünschte – brächte eine
Aufgabenverteilung auf mehr Schultern auch die Möglichkeit für die
Regierungsmitglieder mit sich, Regierungsgeschäfte in der Öffentlichkeit stärker und
präsenter vertreten zu können. Für die Minderheit nahm Kurt Fluri (fdp, SO) Stellung:
Der Bundesrat sei kein «Proporzorgan», sondern eine «Staatsleitungsbehörde». Es
gelte das Kollegialprinzip und eben keine Repräsentation unterschiedlichster
Parteiinteressen. Ebendieses Kollegialprinzip würde aber mit mehr Mitgliedern
gefährdet, weil es noch schwerer einzuhalten wäre. Zudem bedeuteten mehr Schultern
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nicht unbedingt weniger Arbeit. Im Gegenteil würde die Schaffung zweier neuer
Departemente den Koordinationsaufwand wohl gar noch erhöhen. Abschliessend
ergriffen nur noch die beiden Kommissionssprechenden das Wort: Ada Marra (sp, VD)
warb für die Mehrheit der SPK-NR mit dem Argument, dass die Zeit reif sei für eine
Reform der über 150-jährigen Institution «Bundesrat», und Marco Romano (mitte, TI)
hob in seinem Kommissionsvotum die mögliche Bedeutung der Aufstockung für die
Repräsentation der Sprachregionen hervor. Mit 109 zu 72 Stimmen (4 Enthaltungen)
sprach sich der Nationalrat für Folgegeben aus, wobei sich im Rat die
Kommissionsverhältnisse widerspiegelten: Die geschlossene SVP- und die fast
geschlossene FDP-Fraktion unterstützt von zwei Mitte-Fraktionsmitgliedern standen
den geschlossenen Fraktionen der SP, der GLP und der Grünen gegenüber. 2

Anfang April sprach sich die SPK-SR ein zweites Mal gegen eine Aufstockung der Anzahl
Bundesratsmitglieder auf neun aus. Die Regierung müsse ihre Funktion wahrnehmen
und nicht «gemäss kurzfristigen parteipolitischen Bedürfnissen bestimmt werden», so
die Begründung in der Medienmitteilung für die mit 7 zu 3 Stimmen (2 Enthaltungen)
gefasste Nein-Empfehlung. Weil sich allerdings nicht nur die SPK-NR, sondern auch der
Nationalrat dafür ausgesprochen hatte, dieser parlamentarischen Initiative von Nadine
Masshardt (sp, BE) Folge zu geben, wurde eine Debatte im Ständerat nötig. 
Dort erinnerte Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS) daran, dass die Idee nicht
zum ersten Mal diskutiert werde. In der Tat würde mit einer Erhöhung der Zahl der
Exekutivmitglieder die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass nicht nur wie von der
Verfassung gefordert die Landesgegenden und die Sprachregionen angemessen in der
Regierung vertreten wären, sondern auch weitere von der Verfassung nicht
vorgesehene Kriterien wie Geschlecht oder Parteizugehörigkeit – dies war die
hauptsächliche Idee hinter der parlamentarischen Initiative. Nun sei der Bundesrat
aber eben «kein Repräsentanzorgan», sondern müsse die strategische Führung
übernehmen, was mit einer Erhöhung der Mitgliederzahl kaum verbessert würde. Die
Kommission habe sich sogar überlegt, ob nicht eine Reduktion der Anzahl
Bundesratsmitglieder zielführender wäre. Diskutiert worden sei in der Kommission
zudem, ob die zunehmenden Anforderungen, die wachsende Verwaltung und die
steigende internationale Verflechtung nicht doch für mehr
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher sprechen würden. Das Ziel einer Stärkung
der Führungsfunktion könne aber – so der Schluss aus dieser Diskussion – nicht mit
einer Aufstockung der Zahl der Magistratinnen und Magistraten erreicht werden,
sondern müsste mit einer Staatsleitungsreform angegangen werden. Dieser Arbeit
verschliesse sich die SPK-SR nicht, aber sie wäre aber wesentlich umfassender als
einfach einer Aufstockung zuzustimmen, so Rieder. Eine von Daniel Jositsch (sp, ZH)
angeführte Kommissionsminderheit sah dies freilich anders. Der Grund sei aber nicht
eine «Renovierung der Zauberformel» so Jositsch. Erst wenn der Bundesrat 246
Mitglieder umfassen würde, hätte wohl niemand mehr das Gefühl, dass seine
Minderheit in der Regierung nicht vertreten wäre. Es gehe der Kommissionsminderheit
eher um die Möglichkeit, die Leitungsqualität zu erhöhen. Zu viele Aufgaben seien im
Moment auf zu wenige Schultern verteilt. Wie genau dieses Problem angegangen würde,
müsste sich noch weisen, aber mit Folge geben der Initiative würde diese Diskussion
endlich einmal angestossen. 
Eine Mehrheit der kleinen Kammer entschied sich jedoch, den Vorstoss mit 29 zu 9
Stimmen zu erledigen. Die 9 Gegenstimmen stammten von den anwesenden links-
grünen Kantonsvertreterinnen und -vertretern. 3
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